

Anlage zum Förderantrag – Zusätzliche Angaben zur Förderung nach dem BbgAGSchKG

	[bookmark: Text62]     


Aktenzeichen

	     


Träger


	Name der Beratungsstelle:
	[bookmark: Text2]     

	Außenstelle:
(falls zutreffend)
	[bookmark: Text73]     

	Straße, Hausnummer:
	[bookmark: Text3]     

	Postleitzahl, Ort:
	[bookmark: Text4]     

	Telefon:
	[bookmark: Text5]     

	Fax:
	[bookmark: Text6]     

	E-Mail:
	[bookmark: Text7]     

	Träger der Beratungsstelle:
	[bookmark: Text8]     



Bei Verständnis- oder sonstigen Rückfragen zu dieser Anlage, stehen für Sie zur Verfügung:
Lucille Bradey, lucille.bradey@masgz.brandenburg.de, 0331 866 5228


	Teil A: Gültigkeit der Angaben vom Vorjahr

	Gibt es aus Ihrer Beratungsstelle Neuigkeiten bezüglich der zusätzlichen Angaben zur Förderung nach § 4 Absatz 1 BbgAGSchKG (Teil B) bzw. nach § 3 Absatz 1 BbgAGSchKG (Teil C)?

	|_| Nein, es haben sich gegenüber den Angaben vom Vorjahr aus der Anlage zum Förderantrag – Zusätzliche Angaben zur Förderung nach dem BbgAGSchKG – keine wesentlichen Änderungen ergeben.
Hiermit versichere ich die Richtigkeit meiner Angaben. 




…………………………………………………………………………………………………..………..………..
(Ort, Datum)				(Stempel des Trägers und rechtsverbindliche Unterschrift)

|_| Ja, dann tragen Sie bitte die Änderungen bei den nachstehenden Fragen (Teil B bzw. Teil C) ein. Sie müssen nur die Fragen beantworten, bei deren Beantwortung sich Änderungen ergeben. Hinweis: Haben Sie in den Vorjahren unten 1.5 mit "ja" beantwortet, so ist 1.6 und 1.7 auch für den Förderantrag für das Jahr 2027 zu beachten!

	Teil B bzw. C dieser Anlage sind nur bei wesentlichen Änderungen zum Vorjahr auszufüllen.




Teil B. Angaben zu den Auswahlkriterien nach § 4 Absatz 1 BbgAGSchKG
- nur bei wesentlichen Änderungen zum Vorjahr auszufüllen s. Seite 1 -

	1. Statistische Angaben zu Ratsuchenden/Beratungsfall und Beratungssitzungen

	Bitte beantworten Sie die folgenden Fragen unter Beachtung der nachstehenden Erläuterungen.

Ein Beratungsfall wird definiert als die Beratung von einer (bzw. mehrerer) Ratsuchenden mit demselben Grundanliegen in einer Beratungsart. Der Beratungsfall kann sich über mehrere Sitzungen erstrecken. Die entsprechende statistische Meldung erfolgt nach Abschluss der Beratung.
Ein neuer Fall wird angelegt
- beim Übergang einer Beratung in eine andere Beratungsart (z.B. wenn eine weitere Beratung nach einer anonymen Konfliktberatung stattfindet oder weil sich z.B. während der Schwangerschaftsberatung herauskristallisiert, dass die Probleme schwerpunktmäßig eher sozialer Natur sind oder in der Paarbeziehung liegen und deswegen eine vertiefte Sozial- oder Sexualberatung wahrgenommen wird etc.)
- wenn dieselbe Person wegen eines anderen Grundanliegens in derselben Beratungsart Rat sucht (z.B. neue Schwangerschaft, anderer Partner, Änderung sozialer Lage, z.B., weil sie eine Kündigung erhalten hat etc.).
Ein neuer Fall wird nicht angelegt: 
-	für ein und dieselbe Sitzung
-	für ein neues Quartal oder ein neues Jahr

Eine Beratungssitzung wird definiert als ein durchgeführtes Beratungsgespräch. Grundsätzlich finden Beratungsgespräche Face-To-Face statt,  Video- und Telefongespräche zählen auch als Beratungssitzungen, wenn sie nach Dauer und Intensität mit face-to-face Beratungssitzungen vergleichbar sind. Terminanfragen und kurze Auskünfte und kurze Termine ohne wesentliche Beratung (z.B. allein zur Übergabe von Unterlagen für Stiftungsanträge) und Ähnliches sind nicht als Beratungssitzung zu bewerten.


	Fragen zu Angaben zur Landesstatistik (1.1 – 1.3)

	1.1.a. Kommt es in Ihrer Beratungsstelle vor, dass für dieselbe(n) Person(en) mit demselben Grundanliegen in einer Beratungsart ein neuer Fall angelegt wird und wenn ja, unter welchen Voraussetzungen (nur Erfassungsbögen I, II, III, IV A)?
|_| nein
|_| ja unter den folgenden Voraussetzungen (bitte erläutern):

	     

	1.1.b. Wenn ja: Wie oft kommt dies in einem Jahr vor (ggf. Schätzung)?
      mal.

	1.2. Kommt es in Ihrer Beratungsstelle vor, dass dieselbe Person, auch mit unterschiedlichen Grundanliegen bzw. in unterschiedlichen Beratungsarten nur einmal in einem bestimmten Zeitabschnitt (z.B. im Jahr oder Quartal) gezählt wird und wenn ja, unter welchen Voraussetzungen (nur Erfassungsbögen I, II, III, IV A)?
|_| nein
|_| ja unter den folgenden Voraussetzungen (bitte erläutern):

	     

	1.2.a. Wenn ja: Wie oft kommt dies in einem Jahr vor (ggf. Schätzung)?
      mal.

	1.3. Gibt es noch andere Fälle, in denen Ihre Zählweise der Fälle von der oben geschilderten wesentlich abweicht (nur Erfassungsbögen I, II, III, IV A)? 

	     

	Fragen zur internen Statistik:

	1.4. Erläutern Sie bitte, ob und wie Sie in den Jahren ab einschließlich 2016 die Beratungstätigkeit Ihrer Beratungsstelle nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz intern statistisch erfasst haben:

	     

	1.5. Haben Sie Fälle/Ratsuchende im Rahmen einer internen Statistik (auch) pro Jahr erfasst? D.h., dass eine ratsuchende Person/ein Fall nur einmal im Jahr gezählt wird und im nächsten Kalenderjahr neu gezählt wird, wenn die Beratung noch andauert. 
|_| nein, dann weiter unter 2.
|_| ja, dann weiter mit 1.6.

	1.6. Legen Sie bitte die entsprechend 1.5. intern erhobene Anzahl der Fälle/Ratsuchenden für die Jahre 2022, 2023, 2024 und 2025 vor.

	     

	1.7. Bitte beantworten Sie die folgenden Fragen 1.7.a. und 1.7.b. nur, wenn Sie in den Jahren 2022, 2023, 2024 und 2025 keine Meldungen zur Landesstatistik abgegeben haben

	1.7.a. Legen Sie bitte soweit wie möglich die folgenden Zahlen vor. Bitte bedienen Sie sich dabei der bei Ihnen vorhandenen Dokumentation und machen Sie ggf. Schätzungen auf dieser Grundlage (bitte kennzeichnen):
Getrennt für die Jahre 2022, 2023, 2024 und 2025:
Angaben zur 
Anzahl der Fälle/Ratsuchenden
Anzahl der Beratungssitzungen 
jeweils in den verschiedenen Beratungsarten nach §§ 3 und 8 Schwangerschaftskonfliktgesetz: (1) Schwangerschaftskonfliktberatung, (2) Schwangerschaftsberatung, (3) Familienplanung und Sozialrechtliche Beratung, (4) Sexualberatung sowie (5) Sexualpädagogische/familienbezogene Gruppenarbeit.

	     

	1.7.b. Bitte beschreiben Sie jeweils, was Sie unter einem Fall, einer ratsuchenden Person und einer Beratungssitzung verstehen, wie die Zählweise und die Zuordnung zu den Beratungsarten erfolgte.

	      




	2. Angaben zu einem erhöhten Zeitaufwand

	In einer Beratungsstelle können aufgrund struktureller oder örtlicher Bedingungen oder weil die Beratungsstelle von bestimmten Zielgruppen in höherem Maße nachgefragt wird, außerordentliche Zeitaufwände entstehen, die mit den Beratungsfallzahlen nicht darstellbar sind. Bitte beantworten Sie die Fragen zu 2.1. und 2.2. unter Beachtung der jeweils vorstehenden Erläuterungen. 

	Fragen:

	2.1. Erhöhter Overhead-Aufwand
Erläuterungen:
Unter Overhead werden die notwendigen Tätigkeiten in einer Beratungsstelle verstanden, die sich nicht direkt auf konkrete Beratungen beziehen. Beispiele sind: Organisatorische Tätigkeiten wie Geschäftsführung/Leitung, Personalverwaltung, Raumverwaltung, sonst. Verwaltungsarbeiten, aber auch inhaltlich-strukturelle Arbeit wie konzeptionelle Arbeit, Social-Media-Betreuung, Öffentlichkeitsarbeit, Vernetzungsarbeit, Koordination innerhalb des Trägers, Fortbildungen usw. Diese Tätigkeiten fallen grundsätzlich bei jeder Beratungsstelle an. Bei manchen Beratungsstellen entsteht aber aufgrund struktureller oder örtlicher Bedingungen (z.B. Ein-Person-Beratungsstelle; Beratungskraft, die bestimmte Overhead-Tätigkeiten für alle Beratungsstellen des Trägers übernimmt, Beratungsstelle im ländlichen Raum mit weiten Fahrwegen z.B. zu Vernetzungspartnern, Außenstelle etc.) ein höherer Zeitaufwand als bei anderen. 


	2.1.1. Bitte beschreiben Sie, wer für Ihre Beratungsstelle die organisatorischen Aufgaben (z.B. wie Geschäftsführung/Leitung, Personalverwaltung, Raumverwaltung, sonst. Verwaltungsarbeiten etc.) erledigt (Verwaltungskraft/Beratungskraft der Beratungsstelle, Träger bzw. Verwaltungs-/Beratungskraft anderer Beratungsstellen etc.)

	     

	2.1.2. Bitte beschreiben Sie, wer für Ihre Beratungsstelle inhaltlich-strukturelle Arbeit Aufgaben (z.B. wie konzeptionelle Arbeit, Social-Media-Betreuung, Öffentlichkeitsarbeit, Vernetzungsarbeit, Koordination innerhalb des Trägers, Fortbildungen usw.) erledigt (Verwaltungskraft/Beratungskraft der Beratungsstelle, Träger bzw. Verwaltungs-/Beratungskräfte anderer Beratungsstellen etc.)

	     

	2.1.3. Bitte beschreiben Sie, welche Fahrwege für die vorgenannten Overhead-Tätigkeiten anfallen und durchschnittlich wieviel Fahrzeit (ggf. geschätzt) dafür im Jahr anfällt.

	Fahrwege (Angabe des Grundes z.B. „Besprechungen mit Träger“, „Fortbildung“,“ Vernetzungstreffen“, „Fahrt von Beratungsstelle zur Außenstelle“ usw.)
	Stunden Fahrtzeit im Jahr (reine Fahrzeit)

	     
	      h

	     
	      h

	     
	      h

	     
	      h

	2.1.4. Gibt es weitere Gründe für einen erhöhten Overhead-Aufwand? Falls ja, bitte beschreiben Sie diese und begründen, warum dies zu einem erhöhten Aufwand führt. 

	     

	2.2. Vulnerable Zielgruppen
Erläuterungen:
Die Beratung mancher Zielgruppen erfordert einen überdurchschnittlichen Zeitaufwand. Damit sind insbesondere Menschen mit Beeinträchtigung angesprochen, sofern die konkrete Beeinträchtigung zu einem erhöhten Zeitaufwand bei der Beratung führen kann, und Menschen mit Fluchterfahrung oder Migrationshintergrund, bei denen sich die Beratung deswegen zeitaufwändiger gestalten kann (Gründe dafür sind z.B. Notwendigkeit migrations-/kultursensibler Gestaltung der Beratung, Krisen, Traumaerfahrungen sowie andere spezifische Problemlagen, unzureichende Deutschkenntnisse und Unvertrautheit mit dem deutschen Sozial- und Gesundheitssystem etc.).

	2.2.1 Bitte geben Sie an, wie groß der (ggf. geschätzte) Anteil dieser Zielgruppen an den von Ihnen gemeldeten Ratsuchenden/Beratungsfällen ist.

	Zielgruppe
	Anteil an Ratsuchenden/Beratungsfällen

	Menschen mit Beeinträchtigung, bei denen die konkrete Beeinträchtigung zu einem erhöhten Zeitaufwand bei der Beratung führen kann
	      %

	Menschen mit Fluchterfahrung oder Migrationshintergrund, bei denen sich die Beratung zeitaufwändiger gestalten kann
	      %

	2.2.2. Sonstige Bemerkungen und Angaben zu bestimmten (vulnerablen oder sonstigen) Zielgruppen, deren Beratung sich zeitaufwändiger gestalten kann (ggf. mit geschätzten Angaben zu deren Anteil an den gemeldeten Ratsuchenden/Fällen in Ihrer Beratungsstelle)

	     




	3. Angaben zur Beratungsstelle

	3.1.a. Ist die Beratungsstelle mit öffentlichem Verkehr gut zu erreichen?
d.h. weniger als 5-10 Minuten Fußweg zur nächsten Bushaltestelle und/oder zum Bahnhof
|_| ja
|_| nein
|_| teilweise - bitte unten (3.1.c. Erläuterungen zur Erreichbarkeit der Beratungsstelle) näher beschreiben

	3.1.b. Gibt es Parkmöglichkeiten in der Nähe[footnoteRef:1] der Beratungsstelle? [1:  d.h. weniger als 5-10 Minuten Fußweg entfernt von der Beratungsstelle] 

|_| ja
|_| nein
|_| teilweise - bitte unten (3.1.c. Erläuterungen zur Erreichbarkeit der Beratungsstelle) näher beschreiben

	3.1.c. Erläuterungen zur Erreichbarkeit der Beratungsstelle (optional):

	     

	3.2. Bitte machen Sie hier Angaben zur Umsetzung der Barrierefreiheit in Ihrer Beratungsstelle.
z.B. barrierefreie Öffentlichkeitsarbeit, Orientierung und Beschilderung, Zugang zur Beratungsstelle, Barrierefreiheit während des Beratungsgesprächs, aufsuchende Beratung

	     

	3.3. Standort der Beratungsstelle innerhalb der vorhandenen Infrastruktur

	3.3.a. Bitte machen Sie hier Angaben zu medizinischen Angeboten in der Nähe (s.o.) der Beratungsstelle (z.B. Arztpraxen, Krankenhäuser, Hebammenpraxis usw.).

	     

	3.3.b. Bitte machen Sie hier Angaben zu anderen Beratungsangeboten in der Nähe (s.o.) der Beratungsstelle (z.B. Schuldner- bzw. Verbraucherinsolvenzberatungsstelle, Erziehungs- und Familienberatungsstelle, Drogenberatung, Migrationsberatung etc.) und einer eventuellen Beteiligung Ihrer Beratungsstelle an einem integrierten Beratungskonzept (d.h. organisatorische Zusammenarbeit mit anderen Trägern von Beratungsstellen und/oder anderen Beratungsangeboten).

	     

	3.3.c. Bitte machen Sie hier Angaben zu Einrichtungen oder Behörden in der Nähe (s.o.) der Beratungsstelle (z.B. Wohnheime für Flüchtlinge, Schulen, Universitäten, Berufsbildungseinrichtung, Jobcenter, Elterngeldstelle usw.).

	     

	3.3.d. Weitere Erläuterungen und Anmerkungen zum Standort der Beratungsstelle (optional): 

	     

	3.4. Bietet Ihre Beratungsstelle Außensprechstunden an einem anderen Standort an?
Außensprechstunden heißen regelmäßige Beratungstätigkeiten an einem anderen Standort, der nicht auf Seite 1 als Außenstelle angegeben wurde.
|_| ja
|_| nein

	3.4.a. Wenn ja, wo werden die Sprechstunden angeboten? 

	     

	3.4.b. Und in welchem zeitlichen Umfang (wie viele Stunden pro Woche)?

	     

	3.5. Weitere Erläuterungen oder Anmerkungen (optional): 

	     




	4. Bitte beschreiben Sie das Beratungsangebot in Ihrer Beratungsstelle. 

	4.1. Welche Beratungen gemäß §§ 2 und 5 f. Schwangerschaftskonfliktgesetz werden in Ihrer Beratungsstelle angeboten?

	     


	4.2. Gibt es in Ihrer Beratungsstelle besondere ergänzende oder unterstützende Beratungsangebote, die über die in genannten Beratungen hinausgehen? Verfügen die Beratungskräfte in Ihrer Beratungsstelle über spezielle Qualifikationen, die für die ergänzenden oder unterstützenden Beratungsangebote notwendig sind?

	Beratungsangebot
Bitte nur sonstige ergänzenden Beratungsangebote auflisten, die über den gesetzlichen Anspruch auf Beratung nach §2 und §§ 5 f. SchKG hinaus gehen.
	Qualifikation/Ausbildung
Ist die Beratungskraft dafür zusätzlich ausgebildet/qualifiziert?
	Erläuterungen zu Art und Umfang des Beratungsangebots
- Finden regelmäßige Beratungen statt? 
- In welcher Form findet die Beratung statt? z.B. individuell, Gruppenangebot, online
- Sind mehrere Beratungskräfte daran beteiligt?

	     
	     
	     

	4.3. Weitere Erläuterungen oder Anmerkungen zu Art und Umfang des Beratungsangebots (optional): 

	     




	5. Haben Ihre Beratungskräfte Fremdsprachenkenntnisse, die in der Beratungsarbeit zum Einsatz kommen? 
|_| ja
|_| nein

	5.a. Wenn ja, in welchen Sprachen werden Beratungen angeboten? Bitte machen Sie auch (ggf. geschätzte) Angaben dazu, wie oft im Jahr Beratungen in den genannten Fremdsprachen nachgefragt werden.

	     

	5.b. Weitere Erläuterungen oder Anmerkungen zu Fremdsprachenkenntnissen (optional):

	     




	6. In welchen Kooperationen, Netzwerken, Gremien, Arbeitskreisen usw. sind Sie vertreten? 
Sofern die Kooperationen, Netzwerke, Gremien usw. intern sind, bitte entsprechend anführen.

	Kooperationen, Netzwerke, Gremien, Arbeitskreise
	Erläuterungen zu Art/Umfang der Arbeitsleistung 
- Wie oft finden Treffen/Austausche statt? 
- In welcher Form wird die Vernetzungsleistung ausgeführt (z.B. Austausch schriftlicher Materialien, fachliche Kooperation, Kontakt und Klärung mit Institutionen bei der Unterstützung von Ratsuchenden)?
- Welche besondere Herausforderungen erfahren Sie bei der Vernetzungsleistung? 

	[bookmark: Text81]     
	     

	6.a. Weitere Erläuterungen oder Anmerkungen (optional): 

	     




	7. Bitte geben Sie an, welche berechtigten Interessen Sie als Träger haben, die bei der Auswahlentscheidung beachtet werden sollten? (Eventuelle Angaben zu rechtlichen oder finanziellen Auswirkungen einer Kürzung der Förderung sind ggf. zahlenmäßig zu untersetzen und mit den entsprechenden Unterlagen – Verträge etc. - zu belegen).

	     




	8. Haben Sie sonstige Anmerkungen oder möchten Sie weitere Informationen mitteilen? 

	     




Hiermit versichere ich die Richtigkeit meiner Angaben. Schätzungen habe ich nach bestem Wissen und Gewissen unter Zugrundelegung vorhandener Informationen vorgenommen.





…………………………………………………………………………………………………..………..………..
(Ort, Datum)				(Stempel des Trägers und rechtsverbindliche Unterschrift)
Teil C. Angaben zu den Fördervoraussetzungen nach § 3 Absatz 1 BbgAGSchKG
- nur bei wesentlichen Änderungen zum Vorjahr auszufüllen s. Seite 1 -


Nach § 3 Absatz 1 BbgAGSchKG kann eine Beratungsstelle nur gefördert werden, wenn sie die Gewähr für eine fachgerechte Beratung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz bietet. 

Bitte machen Sie hierzu die folgenden Angaben:

	1. Ist Ihre Beratungsstelle nach § 219 Absatz 2 Strafgesetzbuch i.V.m. § 9 Schwangerschaftskonfliktgesetz vom Land Brandenburg staatlich als Schwangerschaftskonfliktberatungsstelle anerkannt?

	|_| ja, dann sind keine weiteren Angaben notwendig, bitte weiter zur Unterschriftszeile.
|_| nein, dann beantworten Sie bitte die nachstehenden Fragen.




	2. Angaben zum Träger

	2.1.Ist der Träger Ihrer Beratungsstelle eine Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts oder gehört der Träger einem Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege oder einer seiner Mitgliedsorganisationen an?

	|_| ja
|_| nein, dann legen Sie bitte Näheres zu Organisationsform und Sicherstellung der Zuverlässigkeit des Trägers dar:

	     


	2.2. Bietet der Träger Ihrer Beratungsstelle Gewähr für eine dem § 3 Schwangerschaftskonfliktgesetz entsprechende Beratungstätigkeit und stellt insbesondere die erforderliche regelmäßige Fortbildung und Supervision durch eine anerkannte Supervisorin/einen anerkannten Supervisor für die in der Beratungsstelle tätigen beraterischen Fachkräfte sicher? Diese müssen mindestens im Abstand von zwei Jahren auf dem Gebiet der Beratungen nach § 2 Absatz 2 Schwangerschaftskonfliktgesetz oder zu anderen damit verbundenen psychosozialen Beratungen eine Fortbildung von acht Stunden nachweisen.
|_| ja
|_| nein, dann bitte unter 2.4. erläutern.

	2.3. Hat der Träger Ihrer Beratungsstelle deren Beschäftigte und Beauftragte über ihre Pflicht zur Verschwiegenheit nach § 203 Abs. 1 Nr. 4a des Strafgesetzbuches sowie ihr Zeugnisverweigerungsrecht nach § 53 Abs. 1 Nr. 3a der Strafprozessordnung unterrichtet und auf die strafrechtlichen Folgen einer Verletzung der Verschwiegenheitspflicht hingewiesen?
|_| ja
|_| nein

	2.4. Weitere Erläuterungen oder Anmerkungen zum Träger(optional):

	     




	3. Angaben zur persönlichen und fachlichen Befähigung der beraterischen Fachkräfte

	3.1. Verfügt Ihre Beratungsstelle über mindestens eine beim Träger angestellte, in Beratungstätigkeit erfahrene und mit sozialen Hilfen vertraute Fachkraft, die
a. staatlich anerkannte Sozialarbeiterin oder Sozialpädagogin oder staatlich anerkannter Sozialarbeiter oder Sozialpädagoge,
b. Fachkraft mit vergleichbarer Ausbildung,
c. Diplompädagogin oder Diplompädagoge,
d. Diplompsychologin oder Diplompsychologe oder
e. Ärztin oder Arzt ist?
|_| ja
|_| nein, dann bitte erläutern, wie gleichwohl die hinreichend persönliche und fachliche Qualifikation des Personals für die Beratung nach § 3 Schwangerschaftskonfliktgesetz sichergestellt ist:

	     

	3.2. Bitte reichen Sie Nachweise für vorstehend angegebene berufliche Qualifikation und Erfahrung der Fachkraft ein.

	3.3. Weitere Erläuterungen oder Anmerkungen zur persönlichen und fachlichen Befähigung der beraterischen Fachkräfte (optional):

	     





	4. Angaben zu sachlich-räumlichen Voraussetzungen und zur Berichtspflicht

	4.1. Verfügt Ihre Beratungsstelle über die zur sachgemäßen Durchführung der Beratung geeigneten Räumlichkeiten? Dazu gehören ein separater Beratungsraum pro vollbeschäftigte Beratungskraft sowie ein Wartebereich.
|_| ja
|_| nein, dann bitte erläutern, wie gleichwohl die sachgemäße Durchführung der Beratung sichergestellt ist:

	     

	4.2. Hat die Beratungsstelle an mehreren Tagen pro Woche regelmäßige Öffnungszeiten eingerichtet und ist von Montag bis Freitag fernmündlich erreichbar? Sind Öffnungszeiten und Fernsprechanschlüsse in geeigneter Form öffentlich bekannt gemacht?
|_| ja
|_| nein, dann bitte erläutern:

	     


	4.3. Mit meiner Unterschrift verpflichte ich den von mir vertretenen Träger, entsprechend der Vorgaben 
des § 3 Absatz 2 BbgAGSchKG schriftlich über die Beratungstätigkeit zu berichten d.h. jährlich einen Tätigkeitsbericht bei der zuständigen Behörde einzureichen.
|_| ja
|_| nein
des § 3 Absatz 4 BbgAGSchKG Ratsuchende frühestmöglich in geeigneter Form darüber aufzuklären, dass in der Beratungsstelle keine Schwangerschaftskonfliktberatung nach den §§ 5 und 6 des SchKG durchgeführt und keine Bescheinigung nach § 7 SchKG ausgestellt wird.
|_| ja
|_| nein



Hiermit versichere ich die Richtigkeit meiner Angaben. 






…………………………………………………………………………………………………..………..………..
(Ort, Datum)				(Stempel des Trägers und rechtsverbindliche Unterschrift)


1

